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Übersicht relevanter Änderungen AuG/AIG 

Per 1. Juli 2018

 Art. 21 Abs. 2 lit. d: VA gelten als inländische Arbeitnehmer/-innen 

 Art. 29a: Keine Sozialhilfe für Stellensuchende

 Art. 53 Abs. 5: Sozialhilfebehörden melden stellenlose FL und VA bei der 

öffentlichen Arbeitsvermittlung

 Art. 61a: Erlöschen des Aufenthaltsrechts von Arbeitnehmenden aus 

EU/EFTA-Staaten bei Verlust der Arbeitsstelle

Per 1. Januar 2019

 Neue Bezeichnung «AIG» statt «AuG»

 Diverse Anpassungen zur Integration von Ausländern/-innen

 Art. 85a: Meldeverfahren zur Aufnahme und Beendigung der 

Erwerbstätigkeit von VA und Flüchtlingen (keine Arbeitsbewilligung mehr 

nötig)

Per 1. Juni 2019

 Art. 86: Regelung der Sozialhilfe und Nothilfe für VA (ordentliche Sozialhilfe 

für anerkannte Flüchtlinge mit Landesverweisung)

219. Juni 2019
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Meldepflicht von arbeitsmarktfähigen FL 

und VA
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 Art. 53 Abs. 5 AIG

 Stellenlose VA und Flüchtlinge müssen von den Sozialdiensten bei 

den RAV gemeldet werden werden, soweit sie vermittlungs- und 

arbeitsmarktfähig sind.

Vermittlungsfähig ist gemäss Art. 15 AVIG, wer

 arbeiten will (Vermittlungsbereitschaft) und 

 arbeiten kann (Arbeitsfähigkeit) und 

 arbeiten darf (Arbeitsberechtigung). 

Arbeitsmarktfähig ist, wer fähig ist, 

 eine Stelle zu finden (erstmalige Integration in den 

Arbeitsmarkt), 

 eine Anstellung zu behalten, sich in einem bestehenden 

Arbeitsverhältnis zu qualifizieren oder 

 bei Stellenverlust oder bei unfreiwilliger Erwerbslosigkeit 

(wieder) eine neue Stelle zu finden
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Erlöschen des Aufenthaltsrechts für 

EU-/EFTA-Bürger/innen - Art. 61a AIG
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 Die Zulassung zur unselbständigen Erwerbstätigkeit erfolgt, wenn 

 die Person in einem weisungsgebundenen Verhältnis steht 

 wobei sie eine tatsächliche und echte Tätigkeit ausübt

 und dafür ein Entgelt bezieht

 Tätigkeiten, die einen so geringen Umfang haben, dass sie völlig 

untergeordnet und unwesentlich erscheinen, sind ausgeschlossen 

(bspw. vorübergehende Gelegenheitsarbeiten)

→ Arbeitsverhältnis mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 

mindestens zwölf Arbeitsstunden 

→ Aus dem daraus zu erzielenden Einkommen, muss ein 

substantieller Teil des Lebensunterhaltes gedeckt sein (< CHF 

1000 ist nicht ausreichend)

 Bei bestehender Arbeitnehmereigenschaft kann das 

Aufenthaltsrecht bei Sozialhilfebezug nicht entzogen werden
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Erlöschen des Aufenthaltsrechts für EU-

/EFTA-Bürger/innen - Art. 61a AIG
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Personenkreis: Personen mit Kurzaufenthalts- oder 

Aufenthaltsbewilligung, die zur unselbständigen Erwerbstätigkeit 

zugelassen sind

Rechtsprechung (EuGH und Bundesgericht)

Arbeitnehmereigenschaft kann bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit 

erlöschen, wenn sich aus dem Verhalten der betroffenen Person 

schliessen lässt, dass sie nicht mehr aktiv eine Stelle sucht und keine 

begründete Aussicht mehr auf Beschäftigung besteht

Freiwillige Arbeitslosigkeit und fehlende Vermittlungsfähigkeit

 Aufenthaltsrecht erlischt bei freiwilliger Arbeitslosigkeit, sofern kein 

anderer Zulassungsgrund besteht 

 Aufenthaltsrecht erlischt, wenn Vermittlungsfähigkeit gemäss AVIG 

aberkannt wird
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Erlöschen des Aufenthaltsrechts für EU-

/EFTA-Bürger/innen - Art. 61a AIG
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Unfreiwillige Erwerbsaufgabe im 1. Jahr der Erwerbstätigkeit

 Aufenthaltsrecht erlischt sechs Monate nach unfreiwilliger 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses (Abs. 1)

 Bei Anrecht auf Arbeitslosentaggeld über die sechs Monate nach 

unfreiwilliger Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus, erlischt 

das Aufenthaltsrecht mit Ende des Taggeldbezugs (Abs. 2)

 Zwischen Beendigung des Arbeitsverhältnisses und Erlöschen des 

Aufenthaltsrechts besteht kein Anspruch auf Sozialhilfe (Abs. 3)

 Dies gilt nicht bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses aufgrund 

Krankheit, Unfall, Invalidität sowie für Personen mit Bleiberecht 

aufgrund FZA/EFTA  (Abs. 5)
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Erlöschen des Aufenthaltsrechts für EU-

/EFTA-Bürger/innen - Art. 61a AIG
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Unfreiwillige Erwerbsaufgabe ab dem 2. Jahr der 

Erwerbstätigkeit

 Aufenthaltsrecht erlischt sechs Monate nach unfreiwilliger 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

 Bei Anrecht auf Arbeitslosentaggeld über die sechs Monate nach 

unfreiwilliger Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus, erlischt 

das Aufenthaltsrecht sechs Monate nach dem Ende des 

Taggeldbezugs (Abs. 4)

 Zwischen Beendigung des Arbeitsverhältnisses und Erlöschen des 

Aufenthaltsrechts behält die betroffene Person die 

Arbeitnehmereigenschaft und hat damit Anspruch auf Sozialhilfe 

 Die Bestimmung über das Erlöschen gilt nicht bei Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses aufgrund Krankheit, Unfall, Invalidität sowie 

für Personen mit Bleiberecht aufgrund FZA/EFTA (Abs. 5)
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Erlöschen des Aufenthaltsrechts für EU-

/EFTA-Bürger/innen - Art. 61a AIG
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Y ist eine spanische Staatsangehörige. Sie reiste am 8. Juli 2016 in die 

Schweiz ein, um hier einer unbefristeten Vollzeitanstellung als Barmaid zu 

arbeiten. Sie erhielt eine Aufenthaltsbewilligung, die vom 1. August 2016 bis 

zum 31. Juli 2021 gültig. Sie übte diese Tätigkeit vom 1. August 2016 bis zum 

31. August 2016 aus, danach schloss sie einen identischen Vertrag ab, aber 

mit einem Beschäftigungsgrad von 50%. 

Am 31. Juli 2017 wurde Y im Rahmen einer Restrukturierung entlassen. Sie 

bezog vom 1. August 2017 bis zum 31. August 2018 Leistungen der 

Arbeitslosenversicherung. Nachdem ihr Anspruch auf ALV erloschen war, 

beantragte sie Sozialhilfe. 

Fragen: 

1. Mit welchen rechtlichen Folgen hat Y zu rechnen? 

2. Was wären die rechtlichen Folgen, wenn Y vom 1. Dezember 2018 bis zum 

31. Mai 2019 im Rahmen eines Eingliederungsprogramms erneut 

erwerbstätig wäre? 
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Erlöschen des Aufenthaltsrechts für EU-

/EFTA-Bürger/innen - Art. 61a AIG
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X ist eine italienische Staatsangehörige. Sie erhielt am 28. Juli 2018 eine 

Aufenthaltsbewilligung EU/EFTA zur Ausübung einer unselbständigen 

Erwerbstätigkeit mit unbefristetem Arbeitsvertrag.

Am 1. August 2018 trat sie ihre Stelle als Hotelréceptionistin an (BG 100%; 42 

h/Woche zu einem Monatslohn von Fr. 3‘400.-). Kurz nach Stellenantritt ging 

das Hotel in Konkurs. X verlor ihre Stelle, ohne einen Lohn zu erhalten. 

Die kantonale Arbeitslosenkasse bezahlte ihr eine Entschädigung in Höhe des 

vom Arbeitgeber geschuldeten Lohnes vom 1. August bis 10. September 2018.

Da X keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung hat und über keine 

finanziellen Mittel verfügt, beantragt sie Sozialhilfe.

Fragen: 

1. Was gilt bezüglich Datenfluss zwischen den Behörden? 

2. Was sind die rechtlichen Folgen für X?

3. Was wären die rechtlichen Folgen, wenn X eine Kurzaufenthaltsbewilligung 

besessen hätte? 
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Art. 61a AIG - Folgen
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Art. 61a Abs. 3 AIG (kein Anspruch auf Sozialhilfe) ist direkt 

anwendbar und muss nicht im kantonalen Recht umgesetzt werden.

Vorgehen: 

 Bei Antragstellung muss die Klientensituation diesbezüglich 

überprüft werden. Bei Unklarheit oder Uneinigkeit: Meldung ans 

Migrationsamt mit der Bitte zu prüfen, ob weiterhin eine 

Anwesenheitsberechtigung in der Schweiz besteht. 

 Während Prüfung durch das Migrationsamt, Ausrichten von 

Notfallhilfe, soweit Notfall besteht.

 Nach Rückmeldung Migrationsamt: Entscheid über 

Sozialhilfeantrag

 Bei Gutheissung: Nachzahlung ordentliche Sozialhilfe 

 Bei Ablehnung: Finanzierung der Rückkehr ins Heimatland 

(Notfallhilfe) 



Art. 61a AIG - Fragen
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Art 61a Abs. 3 AIG 

nicht anwendbar

EU-EFTA-Bürger/-in

Aufenthaltszweck 

unselbständige 

Erwerbstätigkeit?

kein 

Sozialhilfeausschluss

Unselbständige 

Erwerbstätigkeit 

vorhanden?

länger als 12 Monate 

als Arbeitnehmer/-in in 

der Schweiz

Anspruch auf ALV-

Taggeld gegeben?

Zusammenlebend mit 

CH-Partner/-in oder C-

Niederlasser/-in (Ehe, 

eingetragen) 

ja

ja

nein

nein

nein

nein

nein

ja

ja

ja

ja

bei Migrationsamt 

Arbeitnehmereigen-

schaft abklären*
nein

* insbesondere bezüglich

 Arbeitnehmereigenschaft 

wegen Krankheit, Unfall, 

Invalidität

 Anderer 

Aufenthaltszweck (z. B. 

bei Ehe /eingetragener 

Partnerschaft mit 

Ausländer/-in mit B-

Bewilligung 

Achtung: Person informieren 

(§ 18 Abs. 5 SHG), dass 

beim Migrationsamt 

Informationen eingeholt 

werden (§ 48 Abs. 2 SHG)

Arbeitnehmereigen-

schaft* vorhanden?

Sozialhilfeausschluss

bei Bedarf Ausrichtung 

von Notfallhilfe durch 

Gemeinde (Heimreise 

etc.)

Antwort Migrationsamt

nein

ja

bei Bedarf Ausrichtung 

von Sozialhilfe durch 

Gemeinde

c



Ausschluss Stellensuchender vom SH-Bezug

19. Juni 2019 12

Aufenthaltszweck 

«Stellensuche»

Sozialhilfeausschluss 

nach § 5e lit c. SHG

L-Bewilligung?

Sozialhilfeausschluss 

nach § 5e lit. b SHG

Sozialhilfeausschluss 

nach § 5e lit. a SHG

Notfallhilfe durch 

Sozialbehörde nach § 

5e Abs. 2 und 3 SHG

Meldung ans 

Migrationsamt nach § 

5e Abs. 4 SHG

ja

nein

EU/EFTA Bürger/in 

mit 

Aufenthaltszweck 

«unselbständige 

Erwerbstätigkeit»?

Prüfung gemäss Art. 

61a Abs. 3 AIG

nein

ja

nein

Aufenthaltstitel 

vorhanden?

ja

nein

ja

Start
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Meldung ans Migrationsamt
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Das zwischen den Sozialbehörden und dem Migrationsamt 

bestehende Meldeverfahren umfasst die Meldungen im 

Zusammenhang mit Art. 61a AIG (noch) nicht. Es soll in den 

nächsten Monaten aktualisiert werden.

Das Migrationsamt hat folgenden Anpassungswunsch:

 Bei Personen mit Kurzaufenthaltsbewilligung Meldung, wenn um 

Sozialhilfe ersucht wird (analog Meldeverfahren, wonach Meldung 

erfolgt, wenn Sozialhilfe zugesprochen wird)

 Bei Personen mit Aufenthaltsbewilligung Meldung, wenn im ersten 

Aufenthaltsjahr um Sozialhilfe ersucht wird

Meldungen oder Anfragen zum Aufenthalt mittels Schreiben 

oder mit E-Mail an info@ma.zh.ch; notwendige Angaben: 

Name, Vorname, Geburtsdatum, Nationalität und (wenn 

möglich) ZH-Nr.

mailto:info@ma.zh.ch
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AIG-Anpassungen - Familiennachzug
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Familiennachzug – Art. 43 AIG

1 Ausländische Ehegatten und ledige Kinder unter 18 Jahren von 

Personen mit Niederlassungsbewilligung haben Anspruch auf 

Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung, wenn

a. sie mit diesen zusammenwohnen;

b. eine bedarfsgerechte Wohnung vorhanden ist;

c. sie nicht auf Sozialhilfe angewiesen sind;

d. sie sich in der am Wohnort gesprochenen Landessprache 

verständigen können; und

e. die nachziehende Person keine jährlichen Ergänzungsleistungen

nach dem Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über 

Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 

Invalidenversicherung (ELG) bezieht oder wegen des 

Familiennachzuges beziehen könnte.
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AIG-Anpassungen - Familiennachzug
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2 Für die Erteilung der Aufenthaltsbewilligung ist anstelle der 

Voraussetzung nach Abs. 1 lit. d die Anmeldung zu einem 

Sprachförderungsangebot ausreichend.

3 Bei ledigen Kindern unter 18 Jahren findet die Voraussetzung nach 

Abs. 1 lit. d keine Anwendung.

4 Die Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung können 

mit dem Abschluss einer Integrationsvereinbarung verbunden werden, 

wenn ein besonderer Integrationsbedarf nach den Kriterien gemäss 

Art. 58a besteht.

Analoge Anwendung beim Familiennachzug von Personen mit 

Aufenthaltsbewilligung (Art. 44 AIG) und von vorläufig 

aufgenommenen Personen (Art. 85 AIG)
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AIG-Anpassungen - Familiennachzug
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Art. 49a AIG
1 Vom Erfordernis nach den Artikeln 43 Abs. 1 lit. d und 44 Abs. 1 lit. d 

(Sprachkenntnisse) kann abgewichen werden, wenn wichtige Gründe 

vorliegen.

2 Als wichtige Gründe gelten namentlich eine Behinderung, eine 

Krankheit oder eine andere Einschränkung, die zu einer wesentlichen 

Beeinträchtigung der Fähigkeit zum Spracherwerb führt.



Kantonales Sozialamt
Migrationsamt

AIG-Anpassungen - Familiennachzug 
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Art. 73a VZAE (analog Art. 74a VZAE für VA)
1 Das Sprachförderungsangebot für die Erteilung der 

Aufenthaltsbewilligung nach den Artikeln 43 Abs. 2 und 44 Abs. 2 

muss mindestens zur Erreichung des Referenzniveaus A1 führen.

2 Damit die Ehegatten von Personen mit einer Niederlassungs- oder 

Aufenthaltsbewilligung die Aufenthaltsbewilligung nach Artikel 43 oder 

44 AIG verlängert wird, müssen sie nachweisen, dass sie in der am 

Wohnort gesprochenen Landessprache über mündliche 

Sprachkompetenzen mindestens auf dem Referenzniveau A1 des 

Referenzrahmens verfügen.

Absatz 2 gilt für Ehegatten von vorläufig Aufgenommenen nicht!
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Migrationsamt

AIG-Anpassungen - Massnahmen wegen 

Sozialhilfebezugs
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Wegfall von Art. 63 Abs. 2 AuG

Die Niederlassungsbewilligung, kann wegen Sozialhilfebezugs nicht 

widerrufen werden, wenn sich die betroffene Person seit mehr als 15 

Jahren ununterbrochen und ordnungsgemäss in der Schweiz 

aufgehalten hat

Umsetzung

In diesem Punkt ist das seit 1. Oktober 2010 in Kraft stehende 

Meldeverfahren noch anzupassen

Prüfung, wenn 

 sich ein allfälliger Bezug aus den Akten ergibt,

 bei Meldung durch Sozialbehörde,

 bei pendent gesetzten Fällen

→ keine routinemässige Überprüfung
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Massnahmen wegen Sozialhilfebezugs -

Praxis
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Kurzaufenthalts- und Aufenthaltsbewilligung

Bewilligungen, ausgenommen die Niederlassungsbewilligung, und 

andere Verfügungen nach diesem Gesetz können widerrufen werden, 

wenn die Ausländerin oder der Ausländer oder eine Person, für die sie 

oder er zu sorgen hat, auf Sozialhilfe angewiesen ist (Art. 62 Abs. 1 

lit. e AIG).

Niederlassungsbewilligung

Die Niederlassungsbewilligung kann widerrufen werden, wenn die 

Ausländerin oder der Ausländer oder eine Person, für die sie oder er 

zu sorgen hat, dauerhaft und in erheblichem Mass auf Sozialhilfe 

angewiesen ist (Art. 63 Abs. 1 lit. c AIG).
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Massnahmen wegen Sozialhilfebezugs
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Das Bundesgericht erachtete den Widerrufsgrund als erfüllt,

 Bei einer fünfköpfigen Familie, die über eine Dauer von elf Jahren 

mehr als Fr. 210‘000.- Sozialhilfe bezogen hat (2A.692/2006 vom 

1. Februar 2007); 

 Bei einem Ausländer, der über neun Jahre hinweg mehr als Fr. 

96‘000.- bezogen hat (BGE 123 II 529, E. 4f.);

 Bei einem Paar, das über fünfeinhalb Jahre hinweg Fr. 80‘000.-

bezogen hat (BGE 119 Ib 1, E. 3a);

 Bei einem Paar, das über zwei Jahre hinweg Fr. 50‘000.- bezogen 

hat (2C_672/2008 vom 9. April 2009);

 Bei einem Ausländer mit Niederlassungsbewilligung, der über elf 

Jahre hinweg Fr. 143‘000.- bezogen hat (2C_268/2011 vom 22. 

Juli 2011)

 Bei einer Ausländerin, die während zwei Jahren und neun 

Monaten mit rund Fr. 40‘000.- unterstützt wurde (BGE 127 II 60 E. 

2.d)
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Massnahmen wegen Sozialhilfebezugs
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Erheblichkeit und Dauerhaftigkeit

Bei Personen mit Kurzaufenthalts- / Aufenthaltsbewilligung

Bei Personen mit Niederlassungsbewilligung

Prognose

Vorab bei Personen mit Niederlassungsbewilligung; es geht primär 

darum, eine zusätzliche und somit künftige Belastung der öffentlichen 

Hand zu vermeiden. Dauerhaftigkeit deshalb nicht nur in die 

Vergangenheit, sondern auch in die Zukunft gerichtet.
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Massnahmen wegen Sozialhilfebezugs
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Elemente bei der Prüfung der Verhältnismässigkeit 

 Vorwerfbarkeit der Sozialhilfeabhängigkeit

 Prognose über die Sozialhilfeabhängigkeit

 Familiäre Verhältnisse, Nachteile für Familie

 Beruflicher und gesellschaftlicher Integrationsgrad

 Dauer der bisherigen Anwesenheit

 Beziehung zum Heimatstaat

 Die dem/den Betroffenen drohenden Nachteile

 Straf- und ausländerrechtlich verpöntes Verhalten
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AIG-Anpassungen - NL-Bewilligung
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Anspruchsfälle

 Ehegatten von Schweizern

 Ehegatten von Personen mit Niederlassungsbewilligung

 Angehöriger von EU-Staaten mit Niederlassungsvereinbarung

→ wenn die Integrationskriterien nach Art. 58a AIG erfüllt sind 

(Beachtung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

Respektierung der Werte der Bundesverfassung, Teilnahme am 

Wirtschaftsleben oder Erwerb von Bildung, Sprachkompetenzen 

[Ausnahme: Länder mit Niederlassungsvereinbarung])

Ohne Anspruch

 Vorzeitige Erteilung nach 5 Jahren (besondere Integration)

 Ordentliche Erteilung nach 10 Jahren (keine Widerrufsgründe und 

integriert)
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AIG-Anpassungen - Rückstufung
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Die Niederlassungsbewilligung kann widerrufen und durch eine 

Aufenthaltsbewilligung ersetzt werden, wenn die Integrationskriterien 

nach Art. 58a nicht erfüllt sind (Art. 63 Abs. 2 AIG).

Wurde die Niederlassungsbewilligung nach Art. 63 Abs. 2 widerrufen 

und durch eine Aufenthaltsbewilligung ersetzt, kann die 

Niederlassungsbewilligung bei erfolgreicher Integration frühestens 

nach fünf Jahren erteilt werden (Art. 34 Abs. 6 AIG).

Die Rückstufung kann mit einer Integrationsvereinbarung / -

empfehlung verbunden werden. Wird darauf verzichtet, ist sie mit 

Bedingungen zu verbinden, an die der weitere Aufenthalt in der 

Schweiz geknüpft wird.

Eine Rückstufung ist auch gestützt auf Sachverhalte, die sich vor dem 

1. Januar 2019 ereignet haben, möglich.
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AIG-Anpassungen - Rückstufung
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Nebst der Bedingung muss die Rückstufung folgende Elemente 

enthalten:

 Die Integrationskriterien die nicht erfüllt sind;

 Die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsbewilligung;

 Die Folgen für den Aufenthalt in der Schweiz, wenn die 

Bedingungen nicht eingehalten werden.

Umsetzung: 

 Trotz zusätzlichem Instrument, hält das Migrationsamt am 

bewährten 3-stufigen Vorgehen grundsätzlich fest;

 Bei Personen mit Niederlassungsbewilligung wird anstelle der 

Verwarnung die Rückstufung angewendet

 Hinweisschreiben  Rückstufung  Widerruf/Nichtverlängerung



Kantonales Sozialamt
Migrationsamt

AIG-Anpassungen -

Integrationsvereinbarung
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Die Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung kann mit 

dem Abschluss einer Integrationsvereinbarung verbunden werden, 

wenn ein besonderer Integrationsbedarf nach den Kriterien gemäss 

Art. 58a besteht (Art. 33 Abs. 5 AIG).

Die kantonalen Behörden können mit vorläufig aufgenommenen 

Personen Integrationsvereinbarungen abschliessen, wenn ein 

besonderer Integrationsbedarf nach den Kriterien gemäss Art. 58a 

besteht (Art. 83 Abs. 10 AIG).

Bei EU/EFTA-Staatsangehörigen und ihren Familienangehörigen 

sowie bei Ehegatten und ledigen Kindern unter 18 Jahren von 

Schweizerinnen und Schweizern können Integrationsempfehlungen

abgegeben werden (Art. 58b Abs. 4 AIG)
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AIG-Anpassungen -

Integrationsvereinbarung
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Wird die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung mit einer 

Integrationsvereinbarung oder Rückstufung verbunden, gelten die 

darin aufgeführten Ziele und Massnahmen als Bedingung.

Das Nichteinhalten der Integrationsvereinbarung begründet einen 

Widerrufsgrund (Art. 62 Abs. 1 lit. f AIG). Beim Entscheid über den 

weiteren Aufenthalt sind die öffentliche Interessen am Widerruf / an 

der Wegweisung mit den persönlichen Verhältnisse/Interessen 

abzuwägen.



Kantonales Sozialamt
Migrationsamt

AIG-Anpassungen -

Integrationsvereinbarung
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Umsetzung

 Verzicht auf Integrationsempfehlungen (EU/EFTA-

Staatsangehörige und ihre Familienangehörigen sowie Ehegatten 

und ledige Kinder unter 18 Jahren von Schweizern). 

Ausnahme: Einzelfälle und mit Erlass einer Rückstufung

 Verzicht auf Integrationsvereinbarung bei vorläufig 

aufgenommenen Personen; Grund: sie haben den Charakter von 

Empfehlungen, da keine Bedingungen möglich sind.

Ausnahme: Einzelfälle

 Anstelle von Integrationsvereinbarungen werden bei 

Drittstaatsangehörigen Auflagen/Bedingungen angeordnet.
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